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Journalist*innen von Gewalt und Bedrohungen schützen.  
 
Kodex für Medienhäuser 

 
 
 
Verpflichtende Maßnahmen zum Schutz und zur Unterstützung von Journalist*innen: 
 
 

• Ernennung einer Ansprechperson für Bedrohungen und Angriffe im Medien-
unternehmen, an die sich sowohl Freie als auch Festangestellte wenden können, 
wenn sie aufgrund ihrer Berichterstattung zum Ziel von rechten, rassistischen, 
antisemitischen, frauenverachtenden oder anderweitig politisch motivierten 
Bedrohungen, Angriffen, Doxxing-Kampagnen sowie Gewalttaten geworden sind.  
 
Die Ansprechperson übernimmt die Funktion einer Clearingstelle, d.h. sie informiert 
die betroffenen Kolleg*innen über alle in-house und externen rechtlichen, psycholo-
gischen und psychosozialen sowie finanziellen Unterstützungsmöglichkeiten und 
erstellt mit den Betroffenen und ggf. Polizei/ Staatsanwaltschaft/unabhängigen 
Beratungsstellen eine Einschätzung ihrer Gefährdung. Die Ansprechperson begleitet 
und unterstützt die Betroffenen bis deren Sicherheit wieder hergestellt ist. Es werden 
alle nötigen Schritte, wie z.B. die anwaltliche Betreuung, Personenschutz, 
psychologische Betreuung, in die Wege geleitet.   

 
• Folgende Leistungen sollen für betroffene Medienschaffende angeboten werden, 

wenn es - im Zusammenhang mit einem journalistischen Beitrag für das Medienhaus 
- eine Bedrohung, Hassnachrichten oder Angriffe gibt:  
o externe psychologische Unterstützung  
o anwaltliche Unterstützung und Vertretung 
o Kostenübernahme von Personenschutz 
o Hilfe und Kostenübernahme bei etwaigen Wohnungswechseln infolge einer 

Veröffentlichung der Privatadresse;  
o Kostenübernahme, wenn betroffene Medienschaffende zum eigenen Schutz 

zeitweise mit dem Taxi zur Arbeit fahren müssen;  
o juristische und psychologische Unterstützung auch für die Familien der 

Betroffenen.  
o Zudem sollen für alle Kolleg*innen regelmäßige Fortbildungen und Workshops 

zum Umgang mit Hassnachrichten und Bedrohungen angeboten werden.  
 

• Das Medienunternehmen trägt die Kosten für notwendige Unterstützungs-
maßnahmen nach Bedrohungen und Angriffen auch für freie Kolleg*innen.  
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• Rechtliche Unterstützung bei der Auskunftssperre von Meldeadressen der freien 
und festangestellten Journalist*innen/Fotograf*innen/Autor*innen nach §51 BMG  – 
u.a. durch das Hausjustitiariat; regelmäßige Informationen zu den entsprechenden 
Möglichkeiten für Freie und Festangestellte.  

 
• Einrichtung einer zentralen In-house-Ansprechperson, an die Freie und 

Festangestellte die Hassmails senden können, die sie bekommen (anti-Toxic-
Mailadresse). Die dort eingehenden Hassmails werden regelmäßig vom 
Hausjustitiariat auf ihre strafrechtliche Relevanz überprüft und ggf. den 
Strafverfolgungsbehörden zur Anzeige gebracht. Die in-house-IT übernimmt die 
Archivierung und erstellt ggf. statistische Übersichten zu Absendern etc. 
 
Dies dient der Entlastung der Angegriffenen in zweifacher Hinsicht: sie müssen die 
Drohungen nicht auf ihren persönlichen Accounts speichern und sie auch nicht zu 
Ende lesen und sie werden durch die rechtliche Prüfung des Hausjustitiariats auf 
strafrechtlich relevante Drohungen in allen Verfahrensschritten begleitet. 
 

• Bei Dreharbeiten, die eine Gefahr für die Medienschaffenden darstellen könnten, 
wird die Begleitung durch Sicherheitspersonal von der Redaktion angeboten.  
 

• Schnelle Sperrung der Hater*innen-Profile und -Nutzer*innen in den sozialen 
Medien 
 

• Social Media Watch vor sensiblen/ potenziell gefährdeten Veranstaltungen, ggf. 
Security/ Einlasskontrollen 
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